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Die Gesellschaft zerreißt zusehends, die Demokratie wird Stück für Stück 

ausgehöhlt und die Natur immer weiter zerstört. Es muss sich ganz dringend 

etwas ändern!  

Der menschenverachtende, demokratieschlachtende und umweltvernichtende 

Laissez-faire-Neoliberalismus gehört endlich auf den Friedhof der 

Wirtschaftssysteme. Allerdings nicht, um auf selbigem die Leiche des 

Sozialismus auszugraben. Denn allen Heilsversprechen zum Trotz endete bisher 

jedes sozialistische Experiment in Rechtlosigkeit und Unterdrückung. Wer 

„Mehr Sozialismus wagen!“ ruft, dem antworte ich deshalb: „Weniger Diktatur 

riskieren!“ 

Was wir stattdessen brauchen, ist einen Aufbruch zu einer Sozial-ökologischen 

Marktwirtschaft in einem föderalen, freiheitlich-demokratischen Europa. 

 

Laissez-faire-Neoliberalismus, Staatskapitalismus und Sozialismus 

Der Laissez-faire-Neoliberalismus und der Staatskapitalismus z.B. in China sind 

zwei Spielarten des Kapitalismus, die trotz ihrer Unterschiede eng miteinander 

verwandt sind. In beiden Systemen verschmelzen Politik und Wirtschaft 

faktisch zu einem einzigen Akteur. Im Laissez-faire-Neoliberalismus sind es die 

wirtschaftlich Starken und Mächtigen, die immer mehr Einfluss auf die Politik 

nehmen – mit Parteisponsoring, Lobbykampagnen, dem Institut Neue Soziale 

Marktwirtschaft oder der Bertelsmann-Stiftung. So bestimmen hierzulande und 

weltweit Unternehmen selbst mit, welche Regeln für sie gelten, wie hoch 

dieser oder jener Abgasgrenzwert oder eine Steuer sein soll. Im 

Staatskapitalismus sind diesbezüglich nur die Vorzeichen umgedreht. Dort ist es 

die politische Spitze, die nicht nur ordnungspolitische Macht über die 

Wirtschaft hat, sondern die großen Konzerne in weiten Teilen auch selbst 

beherrscht. Die chinesische Führung gibt also nicht nur den Rahmen vor, 

sondern legt gleichzeitig fest, wie Unternehmen diesen Rahmen ausfüllen 

sollen. Nur, wer ist in solchen Wirtschaftssystemen dann noch Kontrolleur und 

wer Kontrollierter? 

 



Eine wehrhafte und nachhaltige Demokratie zeichnet sich durch ein 

funktionierendes System an „Checks and Balances“ aus. Die Gewaltenteilung ist 

daher ein unverzichtbares Element jeder demokratischen Grundordnung. Und 

dasselbe gilt für eine Marktwirtschaft. Neben den Konsumentinnen und 

Konsumenten, die frei über ihren Konsum entscheiden können und sollen, 

braucht es sowohl die staatliche Gewalt, die mit aller Macht versucht, die 

Wirtschaft in einen gemeinwohlfördernden Rahmen zu drücken, als auch jene 

unternehmerische Kraft, die innerhalb dieses ordnungspolitischen Rahmens 

alles gibt, um effektiv und effizient zu wirtschaften. Erst dieser Widerstreit der 

verschiedenen Kräfte macht aus einer Marktwirtschaft ein funktionierendes 

Wirtschaftssystem. Wie zuvor beschrieben, ist das aber weder im 

Staatskapitalismus noch im Laissez-faire-Neoliberalismus gegeben. Dort fehlt es 

an den gegeneinander gerichteten Interessen und so macht sich eine politisch-

wirtschaftliche Machtclique ihre eigenen Gesetze. Und im Sozialismus ist zwar 

vieles anders, aber genau das nicht. Auch dort gibt es nur diese eine Instanz, 

die sowohl den Rahmen festlegt als ihn auch selbst ausfüllt – „der VEB 

Baukombinat wurde beauftragt 100 Wohnung zu bauen“. Es fehlt damit aber 

an genau dem, was ein nachhaltig funktionierendes Wirtschaftssystem 

ausmacht: Die Unabhängigkeit der rahmensetzenden staatlichen Gewalt von 

den rahmenfüllenden Akteuren, also Produzenten wie Konsumenten. Insofern 

kann aber auch der Sozialismus kein Fortschritt und schon gar kein Ausweg 

sein, denn auch dort würde sich schnell wieder jener allmächtige 

Führungskader etablieren, der sich auf Kosten der Allgemeinheit bereichert.  

 

Sozial-ökologische Marktwirtschaft 

Wofür ich wirtschaftspolitisch stattdessen eintrete, ist eine Sozial-ökologische 

Marktwirtschaft. Das heißt zum einen, die Wiedererlangung des Primats der 

Politik über die Wirtschaft und das Aufräumen mit dem laissez-faire-

neoliberalen „Markt-vor-Staat“-Irrglauben. Das heißt aber auch, den 

ordnungspolitischen Rahmen künftig so zu setzen, dass er den 

Herausforderungen unserer Zeit tatsächlich gerecht wird. Das gilt für die soziale 

Frage, das Auseinanderdriften von Arm und Reich, die Umbrüche am 

Arbeitsmarkt durch Robotik, Digitalisierung und Globalisierung, aber eben auch 

für die ökologische Frage – Nitrat in Böden und Grundwasser, (Mikro-)Plastik in 

den Weltmeeren, anthropogene Treibhausgase in der Atmosphäre oder die 

Endlichkeit der Ressourcen auf unserem Erdball. 



 

Was den sozialen Rahmen anbelangt, so muss dieser künftig so gestaltet 

werden, dass das Auseinanderdriften der Gesellschaft in eine kleine reiche 

Vermögenselite und eine breite vermögenslose Masse gestoppt und die 

Ungleichheit wieder auf ein nach ökonomischen und vielmehr noch ethischen 

Gesichtspunkten verträgliches Maß zurückgefahren wird. Es braucht dazu unter 

anderem eine höhere Besteuerung der Vermögensmasse, höhere Steuern auf 

Spitzeneinkommen und Kapitalerträge sowie die Einführung einer 

Finanzmarktsteuer. Umgekehrt braucht es die Entlastung niedriger und 

mittlerer Einkommen durch einen höheren Grundfreibetrag bei der 

Einkommensteuer und Entlastungen bei den Sozialabgaben, ein ordentliches 

Kindergeld für alle Kinder und eine sanktionsfreie Mindestsicherung für alle 

Bürgerinnen und Bürger. Es braucht dazu aber genauso auch mehr 

Tarifbindung, um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu stärken, einen 

fairen Mindestlohn, Lohnzuschläge bei Leiharbeit und Befristung, den Aufbau 

eines sozialen Arbeitsmarktes für all jene, die trotz guter Qualifikation und 

Leistungswillen keine Chancen am regulären Arbeitsmarkt haben, eine soziale 

Absicherung für Crowd- und Clickworker und noch so unendlich vieles mehr, 

um wieder zu einer Gesellschaft zu werden, in der es einer breiten Masse 

möglich ist, durch Arbeit zu Wohlstand zu gelangen. 

Daneben können und dürfen wir als Gesellschaft aber auch nicht über unsere 

ökologischen Verhältnisse leben. Das heißt beispielsweise, dass Emissionen 

künftig so besteuert werden müssen, dass auch ein tatsächlicher Anreiz zur 

Emissionsvermeidung entsteht. Im Verkehrsbereich müssen Alternativen zum 

CO2-intensiven Individualverkehr entwickelt werden. In Bezug auf 

Ressourcenschonung sind außerdem höhere Recyclingquoten und eine 

Verpackungssteuer sinnvolle Maßnahmen oder die Pflicht z.B. für Smartphone-

Hersteller, Akkus und andere Teile ersetzbar zu gestalten. Wenn wir als 

Gesellschaft wollen, dass Produkte länger halten, braucht es dafür aber gar 

nicht unbedingt detaillierte technische Vorgaben. Es reicht aus, den Garantie- 

und den anschließenden Gewährleistungszeitraum zu verlängern. 

Unternehmen werden dann von sich aus schauen, wie sie einen solchen neuen 

ordnungspolitischen Rahmen wieder effizient ausfüllen, also nicht allzu oft 

kostenlos reparieren, umtauschen oder zurücknehmen müssen. 

 

 



Einzelmaßnahmen vs. Konzept 

Man kann die Liste der notwendigen Maßnahmen für eine Umgestaltung hin zu 

einer Sozial-ökologischen Marktwirtschaft beliebig fortsetzen. Für die meisten 

Einzelmaßnahmen gilt dabei, dass sie verzichtbar wären, wenn denn alle 

anderen Maßnahmen erfolgreich umgesetzt würden. Wenn alle Erwachsenen 

genügend Geld haben, braucht es nicht mehr zwingend ein hohes Kindergeld. 

Bei einem hohen Kindergeld braucht es nicht mehr zwingend eine 

Gebührenfreiheit für KiTa-Plätze. Es bedeutet umgekehrt aber auch, dass aus 

vielen Einzelmaßnahmen noch lange kein Konzept wird. Das ist beispielsweise 

ein wesentlicher Grund für den Anstieg der Kinderarmut in den letzten 20 

Jahren - Einzelmaßnahmen gab es in diesem Bereich genügend, aber eben kein 

Konzept, schon gar kein stimmiges.  

Wenn ich also von einer Sozial-ökologischen Marktwirtschaft spreche, meine 

ich damit mehr als eine Liste von Einzelmaßnahmen. Vielmehr geht es um eine 

Grundhaltung, aus der heraus sich dann konkrete Einzelmaßnahmen ableiten 

lassen. Am ehesten lässt sich die Grundhaltung dabei mit einem Vergleich 

verdeutlichen. Der Laissez-faire-Neoliberalismus steht für eine Marktwirtschaft 

mit einem schwachen und nur reaktiven Staat. Ich möchte hingegen eine 

Marktwirtschaft mit einem starken und aktiv gestaltenden Staat! 

 

Das Primat der Politik 

Ziel des Laissez-faire-Neoliberalismus ist, das Primat der Politik weitestgehend 

durch ein Primat des Kapitals zu ersetzen. Hierzu wurde das staatliche 

Gemeinwesen in den letzten 50 Jahren auf verschiedene Weise ausgehöhlt. 

Zum einen wurde der ordnungspolitischen Rahmen immer weiter und weicher 

gestaltet. So viele Bereiche wie möglich sollten dem Markt untergeordnet 

werden – auch die Daseinsvorsorge, der Soziale Wohnungsbau, die 

Alterssicherung – und zwar so umfassend wie es nur irgend geht, also ohne 

Mietpreisbindung, ohne Verbraucher- oder Umweltschutz und ohne Steuern 

oder Sozialabgaben. Zum anderen, und das ist noch viel gravierender, wurde 

von laissez-faire-neoliberalen Wirtschafts- und Staatenlenkern in den letzten 

Jahrzehnten eine globale Wirtschaftsstruktur etabliert, in der die Politik vom 

Schiedsrichter zum Spielball, vom „maker“ zum „taker“ degradiert wurde – eine 

Tatsache, die hierzulande totgeschwiegen wird und dennoch in aller Munde ist. 

Nicht mehr der Staat entscheidet über den ordnungspolitischen Rahmen für 

das Kapital, seien es nun Großkonzerne, Stiftungen, Investmentfonds oder 



Superreiche, sondern das Kapital entscheidet, in welcher ordnungspolitische 

Umgebung es sich ansiedelt, wo es wohnhaft wird, ein Werk errichtet oder eine 

Firmenzentrale baut. Damit stehen nicht länger Unternehmen mit ihren 

Produkten im Wettbewerb zueinander, sondern gleich die Staaten selbst mit 

ihren ordnungspolitischen Rahmen. Das ist die Perversion einer 

Marktwirtschaft und dennoch gehört es als Schlagwort vom 

„Wirtschaftsstandort Deutschland“ bzw. von der „Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands“ zum Alltag der wirtschaftspolitischen Debatte im Vorzeigeland 

des Laissez-faire-Neoliberalismus. 

 

Die Wiederherstellung des Primats der Politik ist unter diesen Gegebenheiten 

kein leichtes Unterfangen. Gleichwohl ist es für eine Sozial-ökologische 

Marktwirtschaft zwingend erforderlich, denn nur wenn die demokratisch 

legitimierten Volksvertreterinnen und Volksvertreter überhaupt in der Lage 

sind, einen ordnungspolitischen Rahmen zu setzen, können sie diesen auch 

sozial und ökologisch ausgestalten. 

Dem laissez-faire-neoliberalen Zerrbild des Gemeinwesens als „gierigem, 

verschwenderischem, störendem, verbietendem, einschränkendem Staat“ – 

wer möchte einen solchen Staat schon stärken – muss deshalb zunächst die 

Idee und das Bild eines Staates als „fairem Schiedsrichter“, „solidarischem 

Beistand“, „Schutzengel“ oder „Retter in der Not“ entgegengesetzt werden. 

Einen solchen Staat möchte man als Bürgerin oder Bürger doch schon viel eher 

fit und verlässlich an seiner Seite wissen. Und mit einer demokratischen 

Mehrheit im Rücken kann der Staat an vielen Stellen auch wieder dazu befähigt 

werden, der Wirtschaft eine soziale und ökologische Richtung zu geben. Das gilt 

vor allem dort, wo die Ordnungsrahmen nicht in Wettbewerb zueinander 

stehen. Die Paketzustellung innerhalb Deutschlands ist ein typisches Beispiel. 

Hier könnte der deutsche Gesetzgeber sowohl im Sozialen (Branchen-

Mindestlohn) wie im Ökologischen (emissionsfreie Zustellung) sehr viel mehr 

machen, weil es sich um eine Dienstleistung handelt, die man nur in 

Deutschland selbst durchführen kann. In diesem Fall ist es also völlig 

unerheblich, welche ordnungspolitischen Rahmen für die Paketzustellung in 

Frankreich oder Polen gelten. 

 

Daneben braucht es aber auch Konzepte, um das Primat der Politik in all jenen 

Bereichen wiederherzustellen, in denen es durch die laissez-faire-neoliberale 



Struktur der Weltwirtschaft ausgehebelt wurde. Was machen wir also überall 

dort, wo die Konkurrenz der unterschiedlichen ordnungspolitischen Rahmen zu 

einer Abwärtsspirale von Umwelt- und Sozialstandards, zu ruinösem 

Steuerwettbewerb und immer weniger Arbeitnehmerrechten führt? 

Wenn der Gesetzgeber in Deutschland heute deutlich mehr Platz für 

Legehennen beschließt, stehen die Legebatterien morgen im EU-Ausland und 

die Eier werden einfach importiert. Um dieser Konkurrenz der Ordnungspolitik 

zu entgehen, muss deshalb wenigstens eine rudimentäre Rahmensetzung auf 

jener Ebene ermöglicht werden, auf der auch das Marktgeschehen stattfindet. 

Im Falle der Legehennen ist das auf europäischer Ebene gegeben und so hat die 

EU bereits 2012 die konventionelle Käfighaltung im gesamten Binnenmarkt 

komplett verbieten können. In vielen anderen Bereichen hat die EU aber bis 

heute keine oder nur eine sehr beschränkte Kompetenz zur Rahmensetzung, 

z.B. im sozialen Bereich, bei Steuern, bei Arbeitnehmerrechten. Das heißt, über 

ganz zentrale Elemente des ordnungspolitischen Rahmens – wie hoch sind 

Sozialabgaben, wie hoch die Stromsteuer, wie hoch der Mindestlohn, wie stark 

der Kündigungsschutz – entscheiden noch immer die einzelnen EU-Länder für 

sich alleine und zwar viel zu oft im Gegeneinander. 

Eine Sozial-ökologische Marktwirtschaft ist deshalb nur im Zusammenspiel mit 

europäischem Föderalismus denkbar. Es braucht eine Europäische Republik, die 

Vereinigten Staaten von Europa, einen Europäischen Bundesstaat, eine 

Europäische Föderation oder ein ähnliches Konstrukt, um eine demokratisch 

legitimierte rahmensetzende Gewalt auf jener Ebene anzusiedeln, auf der auch 

der Binnenmarkt steht, also auf der europäischen Ebene. 

 

Ein föderales, freiheitlich-demokratisches und sozial-ökologisches Europa 

Die Absatzüberschrift ist die Kurzfassung dessen, was ich für eine 

erstrebenswerte Zukunft für Europa halte. Es braucht eine föderale Struktur, 

um der europäischen Wirtschaft auf demokratischem Wege wieder einen 

adäquaten Ordnungsrahmen setzen zu können und zwar auch bei Steuern, 

Arbeitnehmerrechten oder Sozialstandards. Die dadurch entstehenden 

Freiräume für die Politik müssen dann aber auch auf allen Ebenen konsequent 

genutzt werden, um den europäischen Binnenmarkt zu einer Sozial-

ökologischen Marktwirtschaft umzugestalten.  

 



Gleichwohl bleibt damit aber noch immer eine wesentlich Frage 

unbeantwortet: Wie können wir auch anderen Erdteilen helfen, ein solches 

Gesellschafts- und Wirtschaftssystem aufzubauen? Denn auch ein CO2-

neutrales, an Fangquoten haltendes, arbeitnehmerfreundliches Europa ist nur 

ein Schritt zu einer nachhaltigen, sozial-ökologischen Weltwirtschaft. Ein Teil 

der Antwort kann aber darin liegen, die im Laissez-faire-Neoliberalismus 

vorherrschende Freihandels-Doktrin durch eine sozial-ökologische Fairhandels-

Maxime zu ersetzen. Mit Blick auf den chinesischen Staatskapitalismus, 

arabische Scheichtümer oder afrikanische Militärregime stößt aber natürlich 

auch das an seine Grenzen. Hier bleibt dann vermutlich nur die altbewährte 

Strategie, schneller, besser und geschickter zu sein. 

 

Noch ein Wort zum Sozialismus 

Warum ich den Sozialismus als Wirtschaftssystem ablehne, habe ich 

dargestellt. Allerdings werden manche nun sagen, der Sozialismus sei über die 

Wirtschaft hinaus vielmehr ein Gesellschaftssystem und insofern greife der 

Gedanke einer Sozial-ökologischen Marktwirtschaft zu kurz. Für mich ist 

allerdings klar, dass ich an unserem grundlegenden Gesellschaftssystem, der 

freiheitlich-demokratischen Ordnung, gar nichts ändern möchte, weil ich darin 

mit Abstand den besten Schutz dessen sehe, was mir in einer Gesellschaft 

wichtig ist – Pluralismus, Menschenrechte, die bürgerlichen Freiheiten. 

Und de facto ist bisher jedes sozialistische Land auf der Welt als Diktatur 

geendet, egal ob in der DDR, auf Kuba, in Venezuela, bei Lenin, Stalin oder 

Mao. Dass eine kleine, reiche Führungsclique entsteht, ist aus meiner Sicht ja 

gerade die logische Konsequenz daraus, dass wirtschaftliche und politische 

Macht im Sozialismus grundsätzlich in eine Hand gegeben werden. Insofern 

halte ich es diesbezüglich aber mit Albert Einstein, der mal gesagt haben soll, 

„die Definition von Wahnsinn ist, immer wieder das Gleiche zu tun und andere 

Ergebnisse zu erwarten.“ Auch deshalb werbe ich für einen Aufbrauch zu einem 

anderen Ziel, nämlich einer Sozial-ökologischen Marktwirtschaft. 

 


